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Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 22. Februar 1980
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom 25. Januar 1979 auf—

gehoben.

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent—

SCheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e „

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Beigeladene zu 1.

während seiner Tätigkeit bei der Klägerin versicherunge—

pflichtig beschäftigt gewesen ist und diese deshalb Ver-

pflichtet ist, für die Dauer der Beschäftigung Beiträge

abzufuhren.

Die Klägerin hatte den Beigeladenen zu 1. schon vor seiner

Einschreibung als Student gegen Entgelt beschäftigt und

für ihn die Sozialversicherungsbeiträge an die Beklagte

abgeführt. Nach Vorlage einer Immatrikulationsbeschei—

nigung meldete die Klägerin den Beigeladenen zu 1. ab.

Mit Bescheiden vom 5. Oktober 1974 und 28. Oktober 1974

forderte die Beklagte von der Klägerin die Zahlung von
Beiträgen für den Beigeladenen zu 1., und ZWar für die

Zeit vom 1. Dezember 1971 bis 51. Juli 1972 Beiträge zur
Rentenversicherung und für die Zeit vom 1. August 1972

bis 8. Juni 1975 Beiträge zur Krankene, Renten— und Ar—
beitslosenversicherung sowie einen Umlagebetrag nach

dem Lohnfortzahlungsgesetz. Zur Begründung wird ausge—

führt, daß der Beigeladene zu 1. mehr als 20 Stunden
wöchentlich tätig geWesen sei und deshalb nicht als Stu-

dent nach S$ 172 Abs 1 Nr 5 und 1228 Abs 1 Nr 5 der Reichs—
versicherungsordnung (EVO) versicherungsfrei sei.

Widerzprucn‚ Klage und Berufung hatten keinen Erfolg (Wider-

spruchsbescneid vom 21. April 1975; Urteil des Sozialgerichte
—SG—Hamburg vom 23. Januar 1978; Urteil des Landessozial—

gerichts —LSG—Hamburg vom 25. Januar 1979).

Das LSG hat zunächst festgestellt, daß der Kläger in der
hier streitigen Zeit vom 1. Dezember 1971 bis 8. Juni 1975

neben seinem Studium als ordentlicher Studierender an der

Universität Hamburg gegen Entgelt bei der Klägerin gear—
beitet habe, und die Arbeitszeit im Dezember 1971 52 Stun—

den, im Jahre 1972 zwischen 82 und 142 Stunden monatlich

und im Jahre 1975 zwischen 50 und 140 Stunden monatlich
betragen habe (durchschnittlich mehr als 20 Stunden wöchent—
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‘.ich). Aufgrund dieses Sadhverhalts bestehe Versicherungs—

pf11CtL iur Kränkenver s.iCherung und Rentenver_sicherung» und
_

Beitrags pilicht zur Bundesanstalt für' Arbeit (BA) Ein Tat—

bestand, der_Versicherungsfreiheit begründe‚habe nicht vorge-

legen. Nach5 172 Abs 1Nr 5 wo ‚(in derb1_s‚zum50. September
1975 geltenden Fassung) seien nur Personen versicherun€81rei

_geweéen, die
zu oder während ihrer wissenschaftlichen Au8bil—

dung für ihren zukunft1gen Bern-£ gegen Entgelt tät1g wären. ‘-

Zu diesen Personen gehorten sol.ehe,- die e1ne -mit ihrer W1ssen—

schaftlichen Aufgabe zusammenhangende prekt1sohe Tat1gke1t

verrichten, und auch solohe, die- nebe:n ihrem Studium eine ent-

géitliche Beschäftigung ausübten,
um sich durch ihre_Arbeit_‚

die /ur Durchführung des Studiums notWendigen Mittel zu ver-

dienen, Es bedürfe keiner näheren Erlauterung, d&ß de:r Beige-

1adéne zu 1 di_e5e Voraussetzungen nicht erfulle, weil
er

'jedenfalls nicht £ür den zukunft1gen Beru£ gegen Entgé1t be-—'

schäftigt wurde.
»

Auch die Voraussetzungen
de.s5

1228 Abs 1 Nr 5 EVO (eF) hätten
nicht vorgelegen. Nach der Entstehungsgesch1chte dieser Ver—

schrift sollten nur solche Studenten ver510herungsfre1 sein.,‘

“die neben dem Studium eine entgeltliche B-esehäftigung aus—

übten, um sich_dürCh ihre Aroe1t den Leben$unterhalt zu ver—\
‚dienen., Hi_ngégen sei es nicht Absicht des Gesetzgebers ge—--

wesen, Beschäftigte, die neben ihrer beruflichen Tat1gke1t

ein Studium betreiben, von der VersicherungSpflieht .au_szuneh—

men° Die Abgrenzung hat das LSG im Anschluß an die Recht-

sprechüngdesBundessozislgerichts—BSG:—_(seen27E,»192;BSG
"scan 2200 s 172 Ni—3; BSG, Urteil ‚vom 10. September 1975
«_? RK 42/75 — BKK 1975, 745) bei einer Beschäftigung von

?. St:1nden vorg=nommen. D& der Kläger mehr als 20 Stunden

.;chentlich (else mehr'äls halbtägig) tätig gewesen sei, sei

es niCht gerechtfertigt, “ihn-aus dcr-Solidergemeinschaft der.

Vetticber„en auszuschließen. Daran»ändere sich auch nichts,

wenn der Beigeiadehe zu 1;_nachweisen könne, daß er für seine

„ildung weit mehr_Zeit aüfgewandt habe-als für die abhäni

@;11;e_
ECS—Chäf't' igung_ ,.

> ‘
-

A ci 3er Einwand de,rKläger.in, _sie sei von
der Beklagten

un—
_zuzeichend informiert worden, führe nicht zu einer anderen

Bedi„„1 .u1g, denn iül eine unzureichende Information liege

,kein Anhaltspunkt„vor. Auch schaffe die unter1assene Bean—'
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standnng bei einer früheren Betriebsprüfung keinen Ver—

trauensschutz (BSG—Urteil vom 50. November 1978 — 12 RK

6/76 -)- .

Mit der Revision macht die Klägerin geltend, daß der

Kläger seinem Status nach Student gewesen sei und die

Beschäftigung sich nach Zweck, Lage und Dauer an den

Anforderungen des Studiums ausgerichtet habe. Der Kläger

sei deshalb als Student anzusehen und die Beschäftigung

als eine Beschäftigung, die neben dem Studium (zum Er-
werb des notwendigen Lebensunterhalts) ausgeübt worden

sei. Daraus ergebe sich die Versicherungsffeiheit nach

$5 172 Abs 1 Nr 5 EVO aF und 1228 Abs 1 Nr 5 EVO.

Im übrigen macht die Klägerin geltend, daß die Allge—

meine Ortskrankenkasse (AOK) sie unzureichend informiert

habe, daß aus der unterlassenen Beanstandung bei einer

früheren Betriebsprüfung ein-Vertrauensschutz folge, und

daß das LSG es im übrigen unterlassen habe, über die Be—

hauptung der Klägerin Beweis zu erheben, ihr sei auf tele—

fonische Anfrage bestätigt worden, daß für den Beigelade-

nen zu 1. Versicherungsfreiheit bestehe. Aus diesem Ver-

halten will die Klägerin offenbar die Folgerung ziehen,

daß die Beklagte deshalb nicht mehr berechtigt sei, die

Beitragsforderung zu erheben.

Die Klägerin beantragt,

die Urteile des LSG und des SG sowie die

Bescheide der Beklagten vom 5. Oktober 1974

und 28. Oktober 1974 in der Gestalt des

' Widerspruchsbescheides vom 21. April 1975

aufzuheben.

Die Beklagte sowie die Beigeladenen zu 2. und }.

beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

Sie berufen sich im wesentlichen auf das angefochtene

Urteil.
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1. 1st nicht'vertreten und hat auch keinen

..
sich dami% einverstanden erklärt,

daß der Péch13str it durch Urteil Ohne mündliche Ver—

„„ LunF (S 121 Abs j d_és Soz1algerichtsgesetzes —SGG—)
entschieden Wird „ '

Alle Beäe■■igtcn hm

11

Die Revision der K]ä.gérin 1st
begründet. _Sie führt zur Auf—

hebung_des “angefochtenen Urtei1.s und zur Zurückverwe.isung
de's

'Rechts streits an d'as LSG. Al1ein aufgrund der Tatsache, daß

de1 Beige1adene zu 1.1m Durchschnitt mehr als 20 Stunden

wo,„nnt11ch bei d.er' Klägerin .gearbeitet hat,1äßt si_ch noch

n1C1t abschließend entscheiden, ob er vers1cherungspfl1cht13

beschäftigt war oder aber, wie die Klägerin meint, als Stu—

"dierender vers icher.ungs—und beitragsfrei war (55'172 Abs 1
Nr 5 RVG, _1228 Abs 1 Nr } RV-O,169 Nr 1_AFG).

)

\Aufgrund
dieser.Vorschriften ist ua versicherungs— und bei—

't.*ag sfrei. Wer während der Dauer seines'8tudiums als ordent—;_

licher Studierender einer Hochschule gegén'Entéelt beschäftigt

ist (ain«w1to Fa„„v“5 15% 172 Aos 1 Nr 5 RVG, die bi_s zum

EJ. Septnmnei 1975 ga1t und deshalb hier noch anzuwenden ist,")

% 1ür_die hier in 'Betre cht kommenden Personen im wesent—

lichen die gleiche Bedeutung) Nach der RechtsPréChun€ des
_ELG haben diese Vorschriften

vor ällem sogenannte Werkstuden—‘

132 im Auge, dh andierende,-die neben ihrem.8tudium eine enté

gg t:1. iche -B.;<1h1f11@uhg äusüben sich durch ihre Arbeit'die
«‘ J.'2ur Eur .hführung des 511d1ums_und zum Bestreiten'ihres.Lebens—

Ü“‘g_drii° erforder1inhen Mittel zu
verdienen (BSGE 55‚'229‚

‚35; an, 111, 165). Die Beshhäftigun.-g i.st demgemäß ver$iche-.

„frei? wenn nad olr;pe sie "neben" dem Studium, dh ihm'

iöwéck und D3_uer unterpeurwnet ausgeübt wird, das' Stu—v

„in; _;:.1so d1e Haub#—, die Ec_on ftigung die Nébensache. ist

"”ii' " ner Kranken"f_oicheru„g, 17_. Auflage, 3 172.}

wird cv;“e*.ge, der seinem “Erscheinungs—

1reis der.Ees ff1gt€n gehört, durch ein

:;1111 nicht e“f1cherungsirei Versicherungs—

_ 6 1
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_ 6 _

freiheit besteht vielmehr nur für solche Personen, deren

Zeit und Arbeitskraft überwiegend durch ihr Studium be—

ansprucht wird.

Hierzu hat der 5. Senat des BSG entschieden, daß eine ver—

sicherungspflichtige Beschäftigung vorliege, wenn sie den

Betreffenden wöchentlich mehr als 20 Stunden in Anspruch

nehme. Schon die Tatsache, daß die Beschäftigung in dem

genannten zeitlichen Umfang ausgeübt werde, mache den

Betreffenden seinem Erscheinungsbild nach zu einem Be—

schäftigten, ohne daß dies noch besonders — durch weite—

re Indizien —begründet zu werden brauche gso zuletzt
Urteil vom 26. Juni 1975 - 5/12 RK 14/75 - SOZR 2200

5 172 Nr 5 S 15). Demhat sich der 7. Senat des BSG ange—
schlossen (BSGE 44, 164, 165), allerdings in einem Fall,

in dem es auf die genannte Zeitgrenze nicht ankam, weil

die Beschäftigung erheblich unter 20 Stunden lag. Selbst

wenn man dieser Rechtsprechung uneingeschränkt folgt,

reichen die Feststellungen des LSG für eine abschließende

Entscheidung des Rechtsstreits nicht aus. Auch nach der

Auffassung des 5. und ?. Senats gilt nämlich die Zeit-

grenze von 20 wochenstunden nur für eine Beschäftigung

während des Semesters; nicht zulässig ist deshalb eine

Durchschnittsberechnung, die auch Beschäftigungszeiten
während der Semesterferien einbezieht. Ein Student, der

während der Ferien, dh in einer Zeit, in der er durch
Lehrveranstaltungen oder sonstige mit dem Studium zusam-
menhängende Anforderungen nicht belastet ist, mehr als

zwanzig Stunden wöchentlich arbeitet, ist in dieser Zeit

versicherungsfrei (siehe Besprechungsergebnis der Spitzen—

verbände der Krankenkassen, des Verbandes Deutscher Ren—

tenversicherungsträger und der Bundesanstalt für Arbeit

vom 7./8. Mai 1979, WZS 1979, 559; neuerdings BSG, Urteil

vom zo. Januar 1980 _ 12 RK 45/78 9. Das LSGmußhiernach
zunächst klären, wie sich die von ihm festgestellten Ar—
beitszeiten des Beigeladenen zu 1. bei der Klägerin auf
die einzelnen Semester und die zwischen ihnen liegenden

Semesterferien verteilen. Soweit sie auf — von Studienan—

forderungen freie — Semesterferien entfallen, war der Bei—

geladene zu 1., wie ausgeführt, nicht versicherungs— und

‚_ 7 _
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beitragspflichtig‚ Aber auch für Beschäftigungszeiten während

des Semesters bestand nicht ohne weiteres Versicherungs- und

Beitragspflicht, selbst wenn eine wöchentliche ArbeitSZeit von

20 Stunden überschritten wurde.

Der erkennende Senat hat bereits in seinem Urteil vom 50. No—

vember 1978 (— 12 RK 45/77 — SozR 2200 5 1228 Nr 9 S 9 unten

und S 10) angedeutet, daß die Überschreitung der 20—Stunden—
grenze möglicherWeise nur die Bedeutung eines - allerdings

wesentlichen — Beweisanzeichens für die Frage der Versiche—

rungspflicht eines Studenten hat. Dieser Auffassung gibt der

Senat in der Tat nach nochmaliger Prüfung — auch unter Berück—

sichtigung der für eine "starre" Grenze sprechenden Prak-

tikabilitätsgründe — den Vorzug. Soweit es für die Frage der

Versicherungspflicht einer Person entscheidend auf deren "Er—

scheinungsbild" ankommt, sind zu dessen Feststellung alle in—
soweit erheblichen Umstände des einzelnen Falles zu beachten.

Von diesem Grundsatz ist das BSG auch bisher stets ausgegangen,

wenn zwischen Arbeitnehmern und Selbständigen (vgl zB BSG

SozR 2200 5 165 Nr 56 S 54 und 2200 5 1227 Nrn 4 und 8 mwN)
sowie zwischen Arbeitern und Angestellten (BSG SozR Nr 17 und

18 zu 5 5 AVG mwN) zu unterscheiden War. Bei der Unterschei—
dung zwischen Studenten und Arbeitnehmern kann grundsätzlich

nicht anders vorgegangen werden (vgl dazu auch Koch/Hartmann/

von Altrock/Fürst, AVG, Stand Juni 1972, Band IV S V 68b;

Klapdor/Rogowski, Amtl Mitt LVA Rheinprovinz 1976, 52, 54;

HenkeSGb1978, 596).

Zu den hiernach erheblichen Umständen des jeWeiligen Falles

gehört in erster Linie die Dauer der wöchentlichen Beschäfti—

gung. In der Regel wird eine Beschäftigung von mehr als 20

Wochenstunden die Arbeitskraft des Einzelnen so stark bean-

spruchen, daß die Tätigkeit als Arbeitnehmer das Erscheinungs-
bild prägt. Von dieser Regel haben auch die bisher entschiede—

nen Fälle, in denen Versicherungspflicht angenommen wurde,

keine Ausnahme gemacht (siehe dazu BSGE27, 497; 55, 229, 250;
BSG SozR 2200 € 172 Nrn 2 und Z); BSG BKK 1975, 345). Indes

kann die Dauer der wöchentlichen Arbeitsbelastung nicht allein

über die Frage der Versicherungspflicht entscheiden. Das wäre

vor allem dann nicht gerechtfertigt, wenn die Arbeitszeit im

Einzelfall so liegt, daß sie sich den Erfordernissen des

- g -
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Studiums anpaßt und unterordnet, insbesondere an die

Wochenenden, in die Abend— oder Nachtstunden oder in

sonstige vorlesungsfreie Zeiten verlegt ist. Die Arbeit—

nehmertätigkeit kann dann selbst bei einer verhältnis—

mäßig langen Dauer deutlich hinter dem Stüdium‘zurück—

treten, das Erscheinungsbild also nicht prägen. Je mehr
allerdings die 20—Stundengrenze überschritten wird, desto

schwieriger wird es sein, diesen Nachweis zu führen; bei

vollschichtiger Tätigkeit kann er als ausgeschlossen

gelten.

wenn das Studium trotz einer gleichzeitig ausgeübten Tä—

tigkeit als Arbeitnehmer seine das Erscheinungsbild prä—

gende Bedeutung behalten soll, muß es nicht nur bei der

Verteilung der jeweiligen Arbeitszeiten der bestimmende

Faktor sein. Es muß darüber hinaus auch seinem Umfang
nach ein solches Gewicht haben, daß es im Verhältnis zur
Erwerbstätigkeit nicht zur “Nebensache”, diese also zur

}Hauptsache wird. Dabei kommt es nicht darauf an, wie sehr

der einzelne Student tatsächlich durch sein Studium zeit—

lich belastet wird. Darüber einigermaßen sichere Fest-

stellungen zu treffen, würde den Versicherungsträgern

kaum möglich sein. Maßgebend können vielmehr nur die

objektiven Anforderungen eines ordnungsgemäßen Studiums
sein, wie sie sich aus Studienordnungen uä, ggf in Ver—

bindung mit der Lebenserfahrung, ergeben. Nur Wenn der

für das jeweilige Studiensemester objektiv nachprüfbare
ArbeitsaufWand (Zahl und Dauer der Lehrveranstaltungen,

notwendige Vorbereitungszeiten) die Zeitliche Belastung

durch die Erwerbstätigkeit übersteigt, kann das Studium
noch das Erscheinungsbild bestimmen. Von wesentlicher

Bedeutung ist dabei, ob der Werkstudent die Möglichkeit
hat, nicht nur über die Verteilung der Beschäftigungs—

zeit, sondern auch über ihre Gesamtdauer frei zu entschei—

den, oder aber, wenn darüber feste Vereinbarungen mit dem

Arbeitgeber getroffen worden sind, ob diese sich an den

Lehrveranstaltungen orientieren, an denen der Student teil—
nimmt oder teilnehmen sollte. Setzt er im übrigen nach

Aufnahme des Studiums nur eine schon früher ausgeübte Ar—

beitnehmertätigkeit fort, oder wird er zwar für die Dauer

_ 9 ..

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


.. 9 ..

des Studiums beurlaubt, bezieht jedoch seine Beschäftigungs—

vergütung weiter, so wird er im allgemeinen als Arbeitnehmer

und nicht als Student anzusehen sein, es sei denn, daß sich vom
Beginn des Studiums an die Beschäftigung nach Umfang und mög—

licherweise auch nach ihrem Inhalt ändert und den Erforder—

nissen des Studiums angepaßt wird (vgl hierzu BSG SozR 2200

5 172 Nr 2; siehe auch BSGE 55, 229).0b dabei die Gesamtbe—
lastung durch das Studium und die Erwerbstätigkeit sich noch

im Rahmen der für Arbeitnehmer üblichen regelmäßigen Wochen-

arbeitszeit oder innerhalb einer anderweitig zu bestimmenden

Zumutbarkeitsgrenze hält, ist für die Frage der Versicherungs-

pflicht der Erwerbstätigkeit nicht entscheidend (vgl die
Rechtsprechung zur Versicherungspflicht einer über längere

Zeit tatsächlich ausgeübten, wenn auch die Kräfte an sich

überfordernden Beschäftigung zuletzt BSGSozR 2200 € 465 Nr 55
und 54; ferner SozR 4100 5 405 Nr 6 S 1} unten f).

Soweit sich nach den vom LSG noch zu treffenden Feststellungen

nicht eindeutig ergibt, daß das Erscheinungsbild des Beigela—

denen zu 1._durch sein Studium geprägt wurde, trifft die Klä-

gerin die objektive Beueislast (Feststellungslast) für die Ver-

sicherungsfreiheit des Beigeladenen zu 1. Eine Beschäftigung

im Umfang von mehr als 20 Wochenstunden stellt ein so ge-

wichtiges Indiz für_die Zuordnung zum Kreise der Arbeitnehmer

dar, daß zunächst davon ausgegangen Werden muß, daß diese Be—

schäftigung das Erscheinungsbild des einzelnen maßgeblich be—
stimmt. Nur wenn nach den besonderen Umständen der Arbeit—
nehmertätigkeit festgestellt werden kann, daß das Studium

gleichwohl die prägende Bedeutung behalten hat, kann bei einer

über 20—stündigen Beschäftigung Versicherungsfreiheit ange—

nommenwerden (vgl zu einem ähnlichen Problem BSGE 46, 89

= SozR 4100 5 118 Nr 5).

Die weiteren Ausführungen der Klägerin sind nicht entschei—

dungserheblich. Der Senat hat bereits — wie das LSG zutreffend

ausgeführt hat — entschieden, daß aus dem Unterlassen einer

Beanstandung anläßlich einer Betriebsprüfung kein Vertrauens—

schutz hergeleitet werden kann (BSGE 47, 194). Im übrigen hat

das LSG festgestellt, daß kein Anhalt für eine unzureichende

Information der Klägerin durch die Beklagte vorliegt. Die Klä—

_ 40 _
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gerin beanstandet lediglich, daß sie anläßlich eines

Telefonanrufs falsch informiert worden sei. Aus einer

solchen Falschinfprmation lassen sich jedoch - sofern sie

überhaupt stattgefunden hat — keine im Sozialrechtsweg

verfolgbaren Ansprüche herleiten. Eine telefonische Aus-
kunft ist regelmäßig kein bindender Verwaltungsakt. Sie

kann auch keinen Herstellungsanspruch (sozialrechtlichen

Schadensersatzanspruch) der Klägerin begründen, weil über

die Versicherungspflicht nicht abweichend von den recht—

lichen und tatsächlichen Verhältnissen entschieden werden

darf. Mit dem Hérstellungsanspruch kann nur das verlangt

werden, Was der Art nach rechtlich zulässig ist (BSG Urteil

vom 12. Oktober 1979 - 12 RK 47/77 —, zur Veröffentlichung

bestimmt). Die Klägerin könnte lediglich einen Schadens-

ersatz in Geld beanspruchen, wenn sie aufgrund einer fal—
schen Auskunft Dispositionen tatsächlicher Art nicht recht-
zeitig getroffen hat oder aufgrund dieser Auskunft nicht

mehr die Möglichkeit besteht, die Arbeitnehmeranteile vom
Lohn abzuziehen. Für einen solchen Schadensersatzanspruch

in Geld sind jedoch nicht die Sozialgerichte, sondern die

Zivilgerichte zuständig. '

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vor-
behalten.
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